
N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 15. Januar 1998 Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.09 Uhr

                          Ende: 17.22 Uhr

Sitzungsunterbrechung:
./.

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer



Stellvertretende Stadtpräsidentin Schattke

1. Schriftführer:
Herr Kratzat



Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Herr G. Meyer



Frau Engelke

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Guta, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, 

Herr Huckriede, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, 

Herr G. Meyer, Herr K.-D. Meyer, Herr Moriz, Frau Oschmann, Herr Oschmann, Herr Petersen, 

Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Herr Schreiber, 



Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, 



Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, 



Herr Tschorn, Herr Wetzel, Herr Witt, 

Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Frau Kühl, Frau Dickhoff, Frau Jöhnk, Herr Harms,



Herr Kottek

Stadträte/innen:
Oberbürgermeister Gansel,

Bürgermeister Dr. Kirschnick,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Schirmer,  Stadträtin Bommelmann

Es haben sich

entschuldigt:
./.

Außerdem sind anwesend: 

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und wei​tere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Frau Schulzeck (Amt für Organisation und Verwaltungs-



reform)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.


Sie teilt mit, daß sich 5 Mitglieder der Ratsversammlung entschuldigt ha-


ben, so daß 44 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtragstagesordnungen sind


am 12. Januar 1998 nachgeschickt


und heute


auf den Tisch gelegt worden.

Die letzte Zusammenfassung ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung

Öffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat


Punkt 7.a)
Zuweisung der Dezernate (Sachgebiete)            - Drs. 12 -



ab 1. Februar 1998


und


Punkt 8.b)
Neuverteilung der Sachgebiete                    - Drs. 15 -


werden gemeinsam unter Punkt 7.a) behandelt.


Aus der Ratsversammlung


Ratsherr   R a u p a c h   (SPD) bittet im Namen seiner Fraktion die

Nachwahl für den Ausschuß                       - Drs. 37 

​für Kriegsopfer, Behinderte und Vertriebene


auf die Tagesordnung zu setzen.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) ordnet den Punkt als Punkt 8.j) in die


Tagesordnung ein.

Ratsherr   W i t t - (SUK) bittet, den Punkt 15.e) in der Nichtöffentlichen Sitzung zu behandeln. Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) bezweifelt mit Verweis auf die rechtlichen Kriterien die Zulässigkeit einer solchen Um​stellung.


Sie stellt den Antrag auf Umstellung zur Abstimmung.


Beschluß: Der Antrag auf Umstellung wird mit Mehrheit abgelehnt.


Die Dringlichkeit aller nachgereichten und auf den Tisch gelegten Anträge


und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen


Es liegen keine Anfragen vor.


Die Einwohnerfragestunde entfällt damit.

4. Aktuelle Stunde


Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von den Ratsmitglie-


dern keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit.

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 20.11.1997


Die Niederschrift hat ausgelgen.


Es sind keine Einwendungen eingegangen.


Antrag:
Die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung





am 20.11.1997 wird genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

7. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 

a) Zuweisung der Dezernate (Sachgebiete) ab                    - Drs. 12 


​1. Februar 1998                                             - Drs. 15 -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) ruft zu diesem Punkt gleichzeitig - wie bei der Genehmigung der Tagesordnung beschlossen - den Antrag der S-U-K-Ratsfraktion (TOP 8.b) auf.

Ratsherr   P e t e r s e n   (SUK) zieht im Namen seiner Fraktion den Antrag Drs. 15 zurück.

Oberbürgermeister   G a n s e l   (SPD) bittet, zwei Korrekturen zur Drs. 12 zur Kenntnis zu nehmen.



- im Zuständigkeitsbreich von Frau Bommelmann (Dezernat 4) ist nach

den Bereichen Soziales, Jugend, Gesundheit der Bereich Wohnen ein​zusetzen.

- im Zuständigkeitsbereich von Bürgermeister Dr. Kirschnick (Dezernat 1) ist beim Amt 72 die Bezeichnung "Amt für Wirtschaft, Verkehr, Stadt​und Regionalentwicklung einzusetzen.



Kenntnis genommen

8. b) Neuverteilung der Sachgebiete                               - Drs. 15 -



Hierzu liegt folgender Antrag der     S-U-K-Ratsfraktion vor:



Sachgebiet 1 - Leitung Oberbürgermeister Gansel

- Vertretung Bürgermeister Dr. Kirschnick

dazugehörige Ämter:

00 Bürgeramt

02 Rechtsamt

03 Rechnungsprüfungsamt

04 Amt für Organisation und Verwaltungsreform

05 Presseamt

08 Referat für Frauen

12 Standesamt

90 Kämmerei- und Steueramt

91 Stadtkasse

NEU hinzugefügt:

92 Liegenschaftsamt

Sachgebiet 2 - Leitung Stadtrat Schirmer

- Vertretung Stadträtin Bommelmann

dazugehörige Ämter:

01 Personalamt

10 Ordnungsamt

13 Feuer, Amt für Brandschutz, Rettungsdienst, Katastrophen- und Zivilschutz

18 Umweltschutzamt

71 Abfallwirtschaftsbetrieb Kiel

74 Städtisches Laboratorium

NEU hinzugefügt:

67 Grünflächenamt

Sachgebiet 4 - Stadträtin Bommelmann

- Vertretung Bürgermeister Dr. Kirschnick

dazugehörige Ämter:

09 Referat für Ausländerinnen und Ausländer

40 Sozialamt

42 Jugendamt

43 Amt für Soziale Dienste

44 Betreuungs- und Pflegedienste

50 Gesundheitsamt

64 Amt für Wohnungsbau und Wohnungswesen

NEU hinzugefügt werden die Ämter:

52 Städtisches Krankenhaus

Sachgebiet 5 - Leitung Stadtrat Dr. Flagge



- Vertretung Stadtrat Schirmer

Neue Bezeichnung für diesees Sachgebiet Kultur und Schulwesen dazugehörige Ämter:

30 Kulturamt

33 Amt für Bühnen der Landeshauptstadt Kiel

NEU hinzugefügt werden die Ämter:

20 Amt für Schulwesen

35 Amt für Volkshochschule

51 Sportamt

Sachgebiet 6 - Leitung Bürgermeister Dr. Kirschnick



- Vertretung Stadtrat Dr. Flagge

dazugehörige Ämter:

72 Amt für Wirtschaft, Verkehr, Stadt- und Regionalentwicklung 73 Hafen- und Seemannsamt

82 Kieler Sportboothäfen und Ostseehalle

NEU dazugefügt werden die Ämter

60 Bauverwaltungsamt

61 Stadtplanungsamt

62 Stadtvermessungsamt

63 Bauordnungsamt

65 Hochbauamt

66 Tiefbauamt

Zurückgezogen

7. b) Fördeschiffahrt                                             - Drs. 5 ​



Kenntnis genommen


c) Heizölverbrauch im Müllheizkraftwerk Kiel                   - Drs. 32 -



Kenntnis genommen

8. Anträge der Fraktionen

a) Einsetzung einer Kommission zur Haushaltskonsolidierung     - Drs. 721 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Im Interesse der Reduzierung des Haushaltsdefizits und zur Fortsetzung der Konsoldierung des städtischen Haushalts wird eine "Haushaltskonsoli​dierungskommission" eingesetzt, die in Zusammenarbeit mit der Stadtver​waltung dem Finanzausschuß zuarbeitet und aus je einem Vertreter der Fraktionen besteht.

Die Kommission soll einen Katalog von Vorschlägen erarbeiten, die der Haushaltskonsolidierung dienen. Insbesondere hat sie folgende Aufgaben:



1. Überprüfung der Notwendigkeit freiwilliger Leistungen,



2. Überprüfung der Wahrnehmung von Pflichtaufgaben auf kostengünstige





Lösungen,

3. Aufgabenkritik und Entwicklung alternativer Lösungen für städtische und stadtgeförderte Projekte,



4. Entwicklung von Vorschlägen über mögliche wirtschaftliche Wahr-





nehmung von Aufgaben und Einrichtung durch Private,



5. Entwicklung von Konzepten zur Kooperation von Firmen und Privaten





mit der Stadt.

Die Kommission beginnt umgehend mit ihrer Arbeit und berichtet der Rats​versammlung in regelmäßigen Abständen über ihre Ergebnisse.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

c) Neues Rathaus                                               - Drs. 16 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:



Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, der Ratsversammlung zu ihrer



Sitzung am 15. Januar 1998 ausführlich Bericht darüber zu geben,

1. weshalb die ursprünglich auf 8,9 Mio. DM veranschlagten Umbau-

kosten für den Bezug des Neuen Rathauses sich nunmehr auf 13,9 Mio. DM belaufen sollen,

2. woraus sich die 5,8 Mio. DM für die Einrichtung des Bürgerbüros





im einzelnen zusammensetzen,





3. welche Maßnahmen der Oberbürgermeister zur Kostenreduzierung





ergreifen will,





4. weshalb der Oberbürgermeister die für einen Umzug notwendigen Mittel 





im Haushaltsentwurf 1998 entgegen ursprünglicher Planung gekürzt hat,





5. welchen Zeitplan der Oberbürgermeister sowohl hinsichtlich des





Umzuges als auch zu dessen Finanzierung nunmehr verfolgt,





6. wie sich die Verzögerung des Umzuges auf die Gesamtkosten des





Projekts auswirken,





7. welche Mittel bislang detailliert ausgegeben wurden.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

c) Neues Rathaus                                               - Drs. 33 ​


hier: Ergänzungsantrag

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN    : vor:


Hierzu wurde ein Ergänzungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf


den Tisch gelegt.


Ratsherr   P e t e r s e n   (SUK) beantragt, das im Antragstext der

Drs. 16 aufgeführte Datum "15. Januar 1998" in "12. Febraur 1998" zu


ändern.

Stellvertretende Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) stellt zunächst den Ergänzungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Abstimmung.


Beschluß über die Drs. 33: Nach Antrag - einstimmig -

Danach stellt sie den nunmeh vorliegenden, ergänzten Antrag der CDU​Ratsfraktion mit der von Ratsherrn   P e t e r s e n   (SUK) vorgetrage​nen Änderung zur Abstimmung.


Beschluß über die Drs. 16


in der nunmehr vorliegenden Fassung: - einstimmig -

d) Kommunale Beschäftigungspolitik für Frauen                  - Drs. 17 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN    : vor:

Die Verwaltung legt möglichst noch in dieser Kommunalwahlperiode dem Wirtschafts- und dem Sozialausschuß einen Bericht zur Arbeit der Euro​Regiestelle und der im Frauenbüro angesiedelten Stelle zu Wirtschafts​fragen vor. Dieser Bericht soll insbesondere darüber Auskunft geben,


- wie viele freie TrägerInnen, Betriebe und Einzelpersonen in bezug



auf die Einwerbung von Fördergeldern und die Schaffung von - so

geschützten Arbeitsplätzen - insbesondere für Frauen - beraten wurden;


- in welcher Höhe Fördergelder für Frauenarbeitsplätze für den Raum



Kiel eingeworben wurden;

- wie viele Arbeitsplätze insbesondere für Frauen aufgrund der Tätigkeit dieser Stellen geschaffen wurden.


Die KIWI wird darum gebeten, diese Fragen ebenfalls und ggf. unabhängig


von der Verwaltung zu beantworten.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

e) Entwicklung eines Beteiligungs-Controllings bei             - Drs. 18 ​der Landeshauptstadt Kiel                         

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN    : vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, der Selbstverwaltung bis zur Februar​Sitzung der Ratsversammlung den gegenwärtigen Stand zur Entwicklung ei​nes Beteiligungs-Controlligs bei der Landeshauptstadt Kiel mitzuteilen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

f) Information über das Berichtswesen                          - Drs. 19 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN    : vor:


Die Verwaltung legt zur nächsten Sitzung der Ratsversammlung einen


Bericht vor, aus dem zu entnehmen ist,

- welche regelmäßigen Berichte aufgrund von Beschlüssen der Ratsver​sammlung und der Ausschüsse im Laufe eines Jahres vorgelegt werden müssen;


- in welchen Zeitabständen diese Berichte vorgelegt werden sollten



und wurden;


- ob die jeweiligen Berichte aus der Sicht der Verwaltung ihren Zweck



in dieser Form erfüllen oder ob andere Formen des Berichtswesens



vorgeschlagen werden.


Die Vergleichbarkeit periodischer Berichte soll gewährleistet sein.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

g) Solares Infrastrukturkonzept für das Stadtteilpro-          - Drs. 20 ​


jekt Kiel-Hörn                                    

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN    : vor:


Die Ratsversammlung unterstützt den Vorschlag von Kieler Unternehmen und

Institutionen für ein Solar- und Mobilitätskonzept für die Landeshauptstadt Kiel (s. Anlage).

Die Vermarktungsgesellschaft Kiel Hörn City Kai (i.G.) wird aufgefor​dert, das EXPO-2000-Projekt Kiel-Hörn "Innerstädtisches Wohnen und Ar​beiten am Wasser" durch Schaffung einer solaren Infrastruktur als inte​grierten Bestandteil der dortigen städtebaulichen Entwicklung aufzuwer​ten. Denkbare Bausteine eines solaren Infrastrukturkonzepts und eines daran anschließenden Mobilitätskonzepts sind u. a.


- Solartankstelle "Kieler Sonnensäule"


- Solaranlagen zur Strom- und Warmwassergewinnung


- Elektrofahrzeuge zu Lande und zu Wasser


- Car- und Boat-Sharing für gewerbliche und private Nutzer

- Informations- und Demonstrationsveranstaltungen zur Nutzung regenerativer Energien im Städtebau und im Verkehrsbereich.



Beschluß:  Verwiesen

g) Solares Infrastrukturkkonzept für das Stadtteil-            - Drs. 20 -



projekt Kiel-Hörn



Ratsherr
R o g a c k i   (CDU) stellt für seine Fraktion den Ge-

schäftsordnungsantrag auf Überweisung an den Umweltausschuß, den Bauaus​schuß und den Wirtschaftsausschuß.

Stellvertretende Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   läßt über den



Geschäftsordnungsantrag abstimmen.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - Mit Mehrheit -


h) Nachwahl eines Mitgliedes im Ortsbeirat  Schreven-          - Drs. 24 -



teich/Hasseldieksdamm




                   



Hierzu liegt folgender Antrag

der SPD-Ratsfraktion vor:



In den Ortsbeirat Schreventeich/Hasseldieksdamm wird als ordentliches



Mitglied







Heidemarie Borchert









Westring 272










24116 Kiel



gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -


i) Nachwahl im Ortsbeirat Schilksee                            - Drs. 31 -



Hierzu liegt folgender Antrag

der CDU-Ratsfraktion vor:



Für das verstorbene Mitglied Konrad Mottok, Passatstraße 5 a,



24159 Kiel, wird





Frau Susanne Mottok, Passatstraße 5 a, 24159 Kiel,



in den Ortsbeirat Schilksee gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -


j) Nachwahl im Ausschuß für Kriegsopfer, Behinderte            - Drs. 37 -



und Vertriebene




                   



Hierzu liegt folgender Antrag

der SPD-Ratsfraktion vor:

In den Ausschuß für Kriegsopfer, Behinderte und Vertriebene wird als



bürgerliches Mitglied








Thomas Wehner






Eckernförder Str. 441










24107 Kiel



gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Genehmigung von Einzelentscheidungen gem. § 82       - Drs. 6 ​Gemeindeordnung




                          


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel

Antrag: Den in der anliegenden Liste aufgeführten Einzel​entscheidungen gem. § 82 Gemeindeordnung in Höhe von insgesamt 606.280,00 DM wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

10. Betreff:

Neufassung der Satzung des Beirates für              - Drs. 456 -






Seniorinnen und Senioren der LHS Kiel             


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann


Antrag: Die Ratsversammlung erläßt gem. § 4 i. V. m. § 47 d

der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 23.07.1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 529, ber. 1997, S. 350), geändert durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom

18. März 1997 (GVOBl. Schl.-H., S. 147), die in der Anlage beigefügte Neufassung der Satzung für den Beirat für Seniorinnen und Senioren der Landes​hauptstadt Kiel.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

11. Betreff: Satzung (Wahlordnung) des Beirates für                - Drs. 667 ​Seniorinnen und Senioren der Landeshaupt-






stadt Kiel


Berichterstatterin: Frau Bommelmann, Stadträtin für Soziales


Antrag: Die Ratsversammlung erläßt gem. § 4 i. V. m. § 47 d

der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 23.07.1996 (GVOBl. Schl.-H., S. 529, ber. 1997, S. 350) geändert durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom





18. März 1997 (GVOBl. Schl.-H., S. 147) und aufgrund

des § 4 Abs. 5 der Satzung des Beirates für Seniorinnen und Senioren der Landeshauptstadt Kiel die in der Anlage beigefügte Satzung (Wahlordnung) für den Beirat für Seniorinnen und Senioren der Landeshauptstadt Kiel.


Beschluß:    Nach Antrag - einstimmig -

11. Anträge der Fraktion 

Satzung Seniorenbeitrag                                     - Drs. 724 ​

hier: Änderungsantrag                             



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:



1. § 2 (3) wird in der folgenden Weise geändert: 

(3) Aus jedem Wahlbezirk kann eine Seniorin, ein Senior gewählt werden, die Zahl der Mitglieder des Seniorenbeirates wird dem​entsprechend auf 12 begrenzt.



2. § 9 Satz 2: 




Der Satz 2 entfällt.



3. § 13 (3) wird in der folgenden Weise geändert: 




(3) Jede Wählerin/jeder Wähler kann bis zu 2 Stimmen vergeben.

bei mehr abgegebenen Stimmen ist der Stimmzettel ungültig.



4. § 14 (1) wird in der folgenden Weise geändert: 

(1) Die Stimmabgabe erfolgt im Zusammenhang mit der Kommunal-




wahl am 22. März 1998.



Zurückgezogen

12. Betreff:  Teileinziehung von öffentlichen Verkehrsflächen      - Drs. 7 





​hier: Straße "An der Holsatiamühle"               


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, das





Teilstück der Straße "An der Holsatiamühle" von

der Einmündung "Scharweg" bis kurz vor Beginn des Albert-Einstein-Hauses gem. § 8 Abs. 1 Satz 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig​Holstein (StrWG) in der Fassung vom 02.04.1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 413) für den öffentlichen Verkehr teileinzuziehen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

13. Betreff:  Veränderungssperre Nr. 51 für einen Teil des Bebau   - Drs. 8 





​ungsplanes Nr. 853 (Baugebiet: Kiel-Neumeimersdorf

südlich der Eisenbahn Kiel-Hamburg, östlich der   

Bundesstraße 404) mit dem Geltungsbereich Kiel-   

Neumeimersdorf, nördlich Kieler Weg)              


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel

über die Veränderungssperre Nr. 51 für den Geltungs​bereich Kiel-Neumeimersdorf, nördlich Kieler Weg, als Teil des in Aufstellung befindlichen Bebauungs​

planes Nr. 853 mit dem Baugebiet Kiel-Neumeimersdorf, südlich der Eisenbahn Kiel-Hamburg, östlich der Bundesstraße 404, wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Widmung von Straßen im Stadtgebiet Kiel              - Drs. 9 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der anliegenden Widmungsverfügung wird zuge-





stimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Kleine Anfragen 

a) Straßenbaumaßnahmen                                         - Drs. 10 ​


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Ist es richtig, daß für Straßenbaumaßnahmen mit Pflasterung soge​nanntes "Kieler Rot" als Farbe Verwendung finden soll?




Wenn ja: Warum?



2. Was unterscheidet "Kieler Rot" von anderen rotgetönten Pflaster-




steinen, die seine Verwendung zwingend machen?



3. Wie hoch sind die Mehrkosten im prozentualen Durchschnitt für




einen Pflasterstein in "Kieler Rot" gegenüber einem Pflaster-




stein im allgemein gebräuchlichen Rot?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Verlagerung der Behelfsbrücke über die Hörn                 - Drs. 11 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

Wie hoch sind die voraussichtlichen Gesamtkosten, die für Planung, Aus-, Um- und Einbau der Behelfsbrücke (Hörnbehelfsbrücke) über die Schwentine entstehen?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) Klimaschutzstadt Kiel                                       - Drs. 21 


​Ratsherr Dr. Wulff                                


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

Teilt der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Kiel die Auffassung des Verbandes der Automobilindustrie (VDA), daß durch den Abbau von Staus in Ballungszentren sowie der Einführung eines Leitsystems der CO2-Ausstoß im Straßenverkehr erheblich gesenkt werden kann?

Wenn ja: Welche Maßnahmen wurden bereits unternommen bzw. sind geplant, um für durchgängige Grünphasen in der Landeshauptstadt Kiel zu sorgen sowie durch Leitsysteme einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten?


Wenn nein: Mit welcher Begründung?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

d) Entwicklung der Abfallbeseitigungsgebühren                  - Drs. 22 ​


Ratsherr Rogacki                                  


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:


1. Warum konnten die Abfallbeseitigungsgebühren entgegen ursprüng-



licher Absichten (Erklärung des Oberbürgermeisters vom



23. Oktober 1997) nicht weiter gesenkt werden?


2. Inwieweit würde eine sofortige Auslastung der MVA insbesondere

durch Drittbeteiligung und/oder Drittlieferung zu einer Senkung



der Gebühren führen?


3. Welche Auswirkungen hätte ein ggf. zu zahlender Verkaufspreis



für die MVA auf die Gebührenstruktur?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

e) Planungsrechtliche Zulässigkeit von Wagensiedlun-           - Drs. 25 


​gen im Stadtgebiet                                


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion


Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:


1. Welche Bereiche der Landeshauptstadt Kiel erlauben planungsrecht-



lich Wohnformen wie die einer Wagensiedlung?


2. In welchen dieser Bereiche stehen Freiflächen zur Verfügung, die

- bei Erfüllung der von der Landesbauordnung nach § 3 Abs. 1 ge-

forderten Bedingungen für gesunde Wohnverhältnisse - für einen Platz von zehn bis zu ca. 30 Bauwagen ausreichen (bitte kenn​zeichnen, welche sich davon in kommunalem Besitz befinden)?


3. Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden, um das im B-Plan​Vorentwurf 



Nr. 850 ausgewiesene Gelände planungsrechtlich so zu gestalten, 



daß Wohnformen wie die einer Wagensiedlung möglich sind?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

16. Grosse Anfragen 

a) Beschäftigungssituation von Frauen in der                   - Drs. 386 ​Stadtverwaltung der LHS Kiel                      



Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der Ratsfraktion 



Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Wie hoch ist die Zahl der Beschäftigten bei der Landeshauptstadt

Kiel? Wie hoch ist der Anteil der weiblichen Beschäftigten




a) an der Gesamtzahl




b) in den jeweiligen Sachgebieten nach Ämtern




c) in den städtischen Eigenbetrieben, Gesellschaften usw.




d) nach Statusgruppen (Beamte, Angestellte, ArbeiterInnen)?



2. Wie hoch ist der Anteil der weiblichen Beschäftigten aufge-




schlüsselt nach Vergütungsgruppen




a) in den Sachgebieten nach Ämtern




b) in den städtischen Eigenbetrieben, Gesellschaften usw.?

Die Vergütungsgruppen sollen in drei Gruppen (niedrige, mittlere, ho​he Vergütung) zusammengefaßt werden, die deutlich machen, wieviele Stellen eine eigenständige Lebensführung ermöglichen und wieviele darüber hinaus gut bezahlt sind bzw. darunter liegen.

3. In welchem Umfang (% an der Gesamtzahl) nehmen weibliche Beschäftigte an den Fortbildungsveranstaltungen der Landeshauptstadt Kiel bzw. ex​ternen Angeboten teil? (1996 und 1997)




Gesondert auszuweisen sind dabei




a) Veranstaltungen im Rahmen von Aufstiegsverläufen




b) Führungskräftenachwuchsfortbildungen




c) Fortbildungen in den Bereichen BWL, EDV und Verwaltungsreform.

4. Welche Anstrengungen unternimmt die Landeshauptstadt Kiel (auch in den städtischen Eigenbetrieben, Gesellschaften usw.), um den Anteil der weiblichen Führungskräfte zu erhöhen?

5. Welche Auswirkungen haben diese Anstrengungen in den vergangenen drei Jahren auf die Einstellungs- und Beförderungspraxis gehabt? Bitte aufschlüsseln




a) nach Statusgruppen und




b) nach Gehaltsgruppen (s. 2 b), jeweils in absoluten Zahlen und





in Prozent.

Bitte geben Sie auch an, ob es sich bei den mit Frauen besetzten Stellen um Voll- oder Teilzeitstellen handelt (Stundenzahl) und ob die Stellen unbefristet oder befristet sind (wie lange?). Dasselbe gilt für Stellen, die durch Beförderung mit einer Frau besetzt wur​den.

6. Haben für die städtischen Führungskräfte Fortbildungsveranstaltungen in der Anwendung des schleswig-holsteinischen Gleichstellungsgesetzes und der Frauenfördersatzung der Landeshauptstadt Kiel stattgefunden?

a) Wenn ja: Wieviele Führungskräfte haben daran teilgenommen (auf​geschlüsselt nach weiblichen und männlichen Beschäftigten sowie Führungsebene (Sachgebietsleitung/DezernentInnen, Amts-, Abtei​lungs-, Sachgebietsleitung).

Wenn nein: Wie gut ist der Kenntnisstand über die genannten Normen? Als Indikator sollen alle Anfragen an das Rechtsamt und die Kommunalaufsicht zu diesem Bereich und deren Ergebnisse





kurz zusammengefaßt dargestellt werden.



7. Personalabbau von 1987 bis 1997:

a) Wieviele der abgebauten Stellen liegen in Abteilungen, in denen die Arbeitsplätze zu mehr als 50 % mit Frauen besetzt sind? (Absolute Zahlen und Prozentangaben)

b) Wie hat sich der Anteil der Frauen in dem geannten Zeitraum verändert? Bitte aufschlüsseln





- nach Ämtern in den Sachgebieten

- nach Gehaltsgruppen, die wie in 2. b) zusammengefaßt werden können), und





- nach Statusgruppen (BeamtInnen, Angestellte, ArbeiterInnen).



8. Mutterschutz und Erziehungsurlaub:




a) Wieviele Frauen haben in den Jahren 1990 bis 1997 Mutterschutz





in Anspruch genommen?

b) Wieviele Beschäftigte haben in diesen Jahren Erziehungsurlaub genommen? Bitte aufschlüsseln nach männlichen bzw. weiblichen Beschäftigten sowie nach Gehaltsgruppen, Ämtern in den Sach​gebieten und Statusgruppen.

Bei den Punkten 8 a) und b) sollen die Daten für die einzelnen Jahre getrennt dargestellt werden.

9. Kennzahlen: Die Antworten auf die Fragen 1, 2, 3, 7b) sollen mit




Kennzahlenübersichten versehen werden, aus denen

a) die Anteile der konkret beschäftigten Frauen und Männer hervor​gehen (in Prozent),

b) die Anteile der vollen bzw. Teilzeitstellen hervorgehen; dabei sollen die Stundenzahlen der mit Frauen bzw. mit Männern be​setzten Stellen addiert und auf volle Stellen umgerechnet werden,

c) die Anteile befristeter bzw. unbefristeter Stellen hervorgehen. Dabei wird das im Anhang dargestellte Verfahren angewandt.

  10. Ist es nicht möglich, einzelne der voranstehenden Fragen zu beantwor​ten? Wenn ja, woran liegt dies jeweils? Welche Voraussetzungen müßten jeweils geschaffen werden, um die Fragen beantworten zu können?



Beschluß: Die Antwort liegt noch nicht vor

17. Betreff: Bebauungsplan Nr. 885 für das Baugebiet               - Drs. 34 ​





Kiel-Friedrichsort, Wagnerring (Entwurfs-





beschluß?


Berichterstatter: Ltd. Baudirektor Sponholz/Dr.-Ing. Flagge


Antrag:  Für das Baugebiet Kiel-Friedrichsort, Wagnerring





wird der Bebauungsplan Nr. 885 entsprechend dem

in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf be​schlossen.





Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:    Nach Antrag - einstimmig -

18. Verschiedenes


a) Baumschutzsatzung




Ratsherr   M a l o n n
(CDU) erkundigt sich nach dem Stand des




Verfahrens zur Änderung der Baumschutzsatzung.

Stadtbaurat Dr.  F l a g g e   (SPD) teilt mit, daß die Ämterabstimmung zur Zeit läuft und daß die Verwaltung so schnell wie möglich eine Vor​lage vorlegen wird.




Kenntnis genommen.


b) Lärmschutzwall Hasseldieksdamm




Ratsherr   M e y e r   (CDU) erkundigt sich nach dem Stand der




prüfung zur Landschaftswallerhöhung in Hasseldieksdamm.

Stadtbaurat Dr.  F l a g g e   (CDU) teilt mit, zur Zeit noch Verhand​lungen mit dem Land laufen. Sollten weiter Angaben möglich sein, wird eine geschäftliche Mitteilung gefertigt.




Kenntnis genommen.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.


Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) teilt mit, daß die


nächste Sitzung der Ratsversammlung am 12.02.1998 stattfindet.

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) schließt die Öffentliche Sitzung der Ratsversammlung.



gez. Silke Reyer
                gez. Verena Schattke



Stadtpräsidentin
                Stellv. Stadtpräsidentin

gez. Schulzeck

Protokollführerin

